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A
ls Peter Altmaier vergangenen Donners-
tag nach einer Videokonferenz mit 35 
Wirtschaftsverbänden seinen Bildschirm 
ausmacht, muss der Wirtschaftsminister 
erst mal kurz durchschnaufen. Eindring-
lich hatten die Wirtschaftsvertreter ihm 

gerade den Ernst der Lage vor Augen geführt: Die 
Not sei groß. Die gesamte Veranstaltungsbranche 
etwa befinde sich seit acht Monaten nicht nur in 
einem andauernden Lockdown, sondern den Un-
ternehmen und Selbstständigen fehle mit der jetzt 
aufkommenden zweiten Coronawelle auch jede 
Perspektive für eine Rückkehr zur Normalität.

Altmaier schritt deshalb unmittelbar nach der 
Krisenrunde zur Tat. Er wolle die Überbrückungs-
hilfen für Unternehmen, für die die Hürden erst 
einen Tag zuvor abgebaut worden waren, bis Mit-
te nächsten Jahres verlängern und nochmals aus-
bauen, so Altmaier. Der Wirtschaftsminister läu-
tete damit die zweite Runde der Corona-Hilfen 
ein. Nach dem Lockdown im März muss der Staat 
über den Winter wohl ein zweites Mal die Wirt-
schaft mit großzügigen Hilfen über Wasser halten. 
Doch was geht überhaupt noch? 

Wie schlimm trifft die zweite Coronawelle 
die Wirtschaft?
Das ist die große Frage. Noch herrscht in weiten 
Teilen der Wirtschaft Zuversicht. Die kräftige Er-
holung des Sommers könnte sich noch fortsetzen, 
so die Erwartung. Auch die Bundesregierung wird 
ihre Wachstumsprognose nach Handelsblatt-In-
formationen in dieser Woche leicht anheben, von 
minus 5,8 auf etwa 5,5 Prozent. Allerdings vertieft 
sich die Spaltung in der Wirtschaft: zwischen der 
Industrie, die deutlichen Rückenwind aus China 
erfährt, wo die Wirtschaft inzwischen wieder 
rundläuft. Und den Branchen, die von sozialen 
Begegnungen abhängig sind. So sagt Michael Hüt-
her, Direktor des arbeitgebernahen Instituts der 
deutschen Wirtschaft (IW): „Restaurants, Kultur, 
Events und Tourismus haben sich die ganze Zeit 
nicht wirklich erholen können.“ Und durch die 
Ausgangsbeschränkungen in den Städten erfahren 
sie jetzt einen erneuten Rückschlag.

Am Wochenende meldete sich indes auch der 
Präsident des Groß- und Außenhandelsverbands 
zu Wort: Anton Börner forderte härtere Maßnah-
men zur Corona-Bekämpfung. „Wir müssen un-
ter allen Umständen die Pandemie unter Kontrol-
le halten, um einen erneuten Shutdown vermei-
den zu können“, sagte der BGA-Chef der „Bild 
am Sonntag“. Dazu sei „ein noch viel stärkeres 
Herunterfahren des öffentlichen Lebens“ nötig.

Bis jetzt haben sich die seit September in fast 
allen anderen EU-Staaten eingeführten Kontakt-
beschränkungen und Mini-Lockdowns noch nicht 
auf hiesige Unternehmen ausgewirkt. Die im Ge-
schäftsleben notwendigen Kontakte, einschließ-
lich Geschäftsreisen, sind weiterhin möglich.

Fundamental ändern würde sich dieses Bild, 
sollten erneut Grenzen und Schulen geschlossen 
werden. Dass Schulen und Kitas offen bleiben, 
hält Ökonom Gabriel Felbermayr für enorm wich-
tig, weil dann Arbeitnehmer nicht wieder wie im 
Frühjahrs-Lockdown wegen Kinderbetreuung 
ausfallen. Viele Ökonomen fragen sich, wie lange 
die stabile Lage angesichts der auch in Deutsch-
land exponentiell steigender Neuinfektionen an-
halten wird. „Es kann sein, dass die Wachstums-
rate ins Negative kippt, wenn das Infektions-
geschehen sich nicht abbremst“, sagt Felbermayr.

Krise und Konjunktur

Wie viel geht noch?
Die Politik wird die Wirtschaft in diesem Winter wohl ein zweites Mal retten müssen. Welcher 

Spielraum dem Staat noch bleibt – und welche Instrumente helfen können.
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Rettungsschirme für die Wirtschaft

Wirtschaftsminister 
Altmaier, Finanz- 
minister Scholz:  

An weiteren Milliarden-
hilfen führt kaum noch 

ein Weg vorbei. 
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Welchen finanziellen Spielraum hat der 
Staat noch?
Bei aller Krisenfiebrigkeit ist das die gute Nach-
richt: Deutschland hat noch viel trockenes Pulver, 
um gegen die Krise anzukämpfen. Trotz der ge-
planten Rekordneuverschuldung in diesem Jahr 
ist die Staatsverschuldung mit knapp über 70 Pro-
zent noch immer vergleichsweise gering. Zugleich 
wird Deutschland die Rekordkreditaufnahme in 
Höhe von 218 Milliarden Euro in diesem Jahr 
nicht komplett brauchen, weil die Hilfen nicht in 
vollem Umfang abgerufen werden.

Am Jahresende dürfte die Nettoneuverschul-
dung bei maximal 150 Milliarden Euro liegen. Die 
Bundesregierung hätte also 70 Milliarden Euro üb-
rig, die sie für neue Hilfsprogramme ausgeben 
könnte, ohne neue Schulden aufnehmen zu müs-
sen. Internationale Organisationen wie der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) ermutigen Re-
gierungen, die Hilfen nicht frühzeitig zu beenden 
– insbesondere die Länder, die wie Deutschland 
noch finanziellen Spielraum haben. 

Über welche Krisenbekämpfungsmittel 
verfügt die Bundesregierung noch?

Neue Hilfen plant die Bundesregierung derzeit 
nicht. Es geht vielmehr darum, Konstruktionsfeh-
ler bestehender Hilfen zu beseitigen und Rettungs-
programme zu verlängern. So sagt SPD-Chef Nor-
bert Walter-Borjans: „Unser Ziel ist es, den Be-
troffenen Planungssicherheit zu geben und eine 
möglichst zeitige Verlängerung zu vereinbaren.“ 
So sind sich Union und SPD einig, die bis Jahres-
ende befristeten Überbrückungshilfen für Unter-
nehmen bis Mitte nächsten Jahres zu verlängern. 

Die Union will die Hilfen aber ausbauen. So 
sagt Carsten Linnemann, Chef des Unions-Wirt-
schaftsflügels, ein Problem seien weiterhin die feh-
lenden Hilfen für die Soloselbstständigen. „Im 
Rahmen der Überbrückungshilfen III müssen wir 
deshalb ein Brückengeld auflegen, das sich je nach 
Umsatzausfall zwischen 800 und 1200 Euro be-
wegt.“ Die SPD sperrt sich bislang dagegen und 
verweist darauf, Soloselbstständige könnten 
Grundsicherung beziehen. Ansonsten würden 
Geringverdiener Selbstständige finanzieren. „Ein-
fach immer wieder die Sachen auf den Zettel zu 
schreiben, die beim letzten Mal runtergefallen 
sind, ist nicht besonders kreativ“, heißt es aus der 
SPD zum erneuten Vorstoß aus der Union.

Die SPD hat eher Sympathien für Ideen des 
Düsseldorfer Ökonomen Jens Südekum: Er sagt: 
„Aus meiner Sicht die beste Methode wäre eine 
Replikation des Familienbonus und ähnlicher di-
rekter Transfers an einkommensschwache Fami-
lien. Das Geld fließt mit ziemlicher Sicherheit di-
rekt wieder zurück in den Kreislauf.“

Sollte die Mehrwertsteuersenkung  
verlängert werden?
Im Rahmen ihres Konjunkturprogramms hat die 
Bundesregierung die Mehrwertsteuer bis Jahres-
ende befristet von 19 auf 16 Prozent abgesenkt. Seit-
dem wird über eine Verlängerung der Steuersen-
kung diskutiert. Viele Ökonomen sehen dies skep-
tisch. So sagt Südekum: „Wenn ein weiteres 
Hilfspaket notwendig wird, würde ich von einer 
Verlängerung der Mehrwertsteuersenkung abraten. 
Das Instrument war nicht das beste, und durch eine 
Verlängerung würde es komplett seinen Sinn ver-
lieren.“ Eine Komplettabschaffung des Solidaritäts-
zuschlags, wie sie hier und da gefordert wird, sei als 
Kriseninstrument ebenfalls ungeeignet, „weil die 
Ersparnis ziemlich sicher auf die hohe Kante gelegt 
wird und nicht in den Konsum fließt“, so Südekum.

Eine Ausweitung des sogenannten steuerli-
chen Verlustrücktrags hält Südekum dagegen wie 
fast alle Ökonomen für sinnvoll. Bisher hat die 
Bundesregierung den Verlustrücktrag lediglich 
gedeckelt für das Jahr 2019 zugelassen. Bei Ver-
lustvorträgen können Unternehmen Verluste in 
der Krise mit Gewinnen in der Vergangenheit ver-
rechnen. Die Vorteile: Die Unternehmen müssen 
keine Kredite aufnehmen. Außerdem können nur 
solche Unternehmen von der Möglichkeit Ge-
brauch machen, die vor der Krise Gewinne ein-
fuhren. Die SPD ist allerdings gegen eine weitere 

Ausweitung: Der Aufwand für die Finanzämter 
sei hoch, außerdem könnten Unternehmen das 
Instrument als Steuersparmodell nutzen.

Was fordern Wirtschaft und Gewerk-
schaften?
Der Bundesverband der Deutschen Industrie for-
dert seit Langem, die Unternehmensteuern von 
knapp über 30 Prozent auf 25 Prozent zu senken. 
Die SPD ist aber gegen eine solche pauschale 
Steuersenkung für die Wirtschaft.

Eher Chancen könnte die Forderung haben, 
einen zweiten Rettungsfonds zu schaffen. Neben 
dem bereits existierenden für Konzerne, dem 
WSF, müsse es auch einen eigenen Rettungsfonds 
für den Mittelstand geben, fordern Wirtschafts-
vertreter hinter vorgehaltener Hand.

Die Union zeigt sich offen und will zumindest 
den WSF für Mittelständler zugänglich machen. 
„Wir müssen den Rettungsschirm WSF für größere 
Mittelständler öffnen, ohne dass der Staat die Firmen 
aber gleich zwangsverstaatlicht“, heißt es aus der 
Unionsfraktion. Die Gewerkschaften stellen ähnliche 
Forderungen. So fordert die IG Metall, einen Ret-
tungsschirm für Automobilzulieferer zu schaffen.

Ebenfalls will die IG Metall die nur für dieses 
Jahr gültige längere Bezugsdauer des Arbeits-
losengelds I von zwölf auf 15 Monate auch im 
nächsten Jahr noch greifen lassen. „Wenn man 
sich den Arbeitsmarkt im Augenblick anschaut, 
dann ist er nicht sehr aufnahmefähig. Deshalb 
bleibt unsere Erwartung an die Bundesregierung, 
dass die Regelung nochmals verlängert wird“, sagt 
IG-Metall-Chef Jörg Hofmann dem Handelsblatt.

OECD-Chefökonomin Laurence Boone emp-
fiehlt, nicht mehr flächendeckend alle Arbeitsplät-
ze zu erhalten, sondern Kurzarbeitergeld und Ar-
beitslosgengeld so umzustellen, dass es Menschen 
hilft, aus den Branchen, in denen nicht alle Firmen 
überleben werden, in erfolgreichere Branchen wie 
E-Commerce, den Gesundheitssektor oder die 
Digitalwirtschaft zu wechseln. Was die Wirtschaft 
dagegen nicht will, ist eine weitere Verlängerung 
der bis Jahresende befristeten Aussetzung der In-
solvenzantragspflicht. Darin sieht die Wirtschaft 
die Gefahr einer „Zombifizierung“.

Müssen die Notenbanken mehr helfen?
Dass die Notenbanken die Geldschleusen noch-
mals öffnen, ist wahrscheinlich. Der IWF rät, die 
Zinssätze niedrig zu halten und die Anleihekauf-
programme jeweils der Lage anzupassen. Für den 
Euro-Raum könne es notwendig sein, Anleihekäu-
fe noch zu erhöhen, so der Weltwährungsfonds. 
Erste Signale in diese Richtung hat die Europäische 
Zentralbank bereits ausgesendet. Ökonomen for-
dern, die Politik müsse sich auch Gedanken über 
neue Formen der Hilfen machen, so auch Henning 
Vöpel, Präsident des Wirtschaftsinstituts HWWI: 
„Die Hilfsmaßnahmen und das Konjunkturpro-
gramm gründeten auf der Prämisse, dass es keine 
zweite Welle geben würde, denn die gewählten In-
strumente sind überwiegend kurzfristig angelegt.“ 
Je länger die Krise dauere, desto weniger geeignet 
seien sie und desto stärker belasten sie „strukturelle 
und transformative Prozesse“.
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Werbeplakat zur Mehrwert-
steuersenkung: Ökonomen 

raten von einer Verlängerung 
der Maßnahme ab.
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Angesichts stark steigender Corona-Zahlen wird 
immer unklarer, wann und wie die CDU einen neu-
en Vorsitzenden bestimmen kann. CDU-Vizeche-
fin Julia Klöckner plädiert für eine Verschiebung 
des für Anfang Dezember geplanten CDU-Partei-
tags. „In der Pandemie-Zeit gibt es nur einen Maß-
stab: Sicherheit füreinander, die Gefahr einer In-
fizierung möglichst gering zu halten“, sagte Klöck-
ner dem Handelsblatt. „Ich sehe das bei einem 
Parteitag mit 1000 Delegierten im Dezember nicht, 
da bin ich skeptischer geworden.“ Selbst wenn der 
Parteitag zeitgleich auf diverse Orte aufgeteilt wür-
de, sei die Herausforderung „alles andere als banal“, 
überall die gleich hohen Hygienekonzepte einzu-
halten. Und wenn ein Ort wegen unabsehbar ge-
stiegener Infektionszahlen kurzfristig ausfallen 
müsse, wäre eine rechtssichere Wahl gefährdet.

„Es spricht vieles für eine Verschiebung“, er-
klärte die Bundeslandwirtschaftsministerin. Al-
lerdings gebe es auch keine Gewissheit, dass im
Frühjahr die Umstände „viel besser“ würden. „So
oder so ist es für unsere Parteimitglieder ein Zu-
stand der Unsicherheit, gerade dann, wenn man
Klarheit haben möchte“, sagte Klöckner.

Zuvor hatte der für den CDU-Vorsitz kan-
didierende Ministerpräsident von Nordrhein-
Westfalen, Armin Laschet, gefordert, den Wahl-
parteitag zu verschieben. Was Parteien von den
Bürgern erwarteten, müssten sie auch selbst ein-
halten: Kontakte reduzieren, wo es nur gehe.
„Dieser Parteitag ist jetzt nicht unbedingt erfor-
derlich, kann verschoben werden“, sagte er der
„Welt am Sonntag“. Alle Fragen könnten auch
nach dem Winter entschieden werden. 

Der CDU-Bundesvorstand will an diesem
Montag darüber entscheiden, ob und wie der Par-
teitag stattfindet. Hier sollte der neue CDU-Vor-
sitzende gewählt werden. Eigentlich wollte die
Bundes-CDU schon im Frühjahr über die Nach-
folge von Parteichefin Annegret Kramp-Karren-
bauer abstimmen, musste aber schon diesen Par-
teitag wegen Corona verschieben. Angesichts stei-
gender Infektionszahlen ist nun eine neuerliche
Debatte um das Zusammentreffen der 1001 De-
legierten entbrannt. 

Laschet tritt im Kampf um den Vorsitz gegen
den Wirtschaftspolitiker Friedrich Merz und den
Außenpolitiker Norbert Röttgen an. Der neue
CDU-Chef gilt auch als potenzieller Kanzlerkan-
didat der Union für die Bundestagswahl 2021.

Merz pocht – anders als Laschet – auf den Par-
teitag: „Diese Wahl muss stattfinden, auch wenn
ein Parteitag an einem Ort mit 1001 Delegierten
zurzeit nicht möglich sein sollte.“ Es gebe schließ-
lich keinen Staatsnotstand, sagte Merz den Zei-
tungen der Funke-Mediengruppe. Röttgen for-
derte zuletzt sogar die Klärung der Kanzlerfrage
bis zum Jahresende.

Laut einer aktuellen Forsa-Umfrage für RTL/
NTV spricht sich eine relative Mehrheit der CDU-
Mitglieder für Merz als Parteichef aus: 45 Prozent
würden für ihn stimmen, wenn sie selbst wählen
könnten. 24 Prozent wären für Laschet und 13
Prozent für Röttgen. Laschet musste sich am Wo-
chenende parteiintern den Vorwurf gefallen las-
sen, er rechne sich mit der Verschiebung des Par-
teitags bessere Chancen auf einen Wahlsieg aus.

CDU-Bundesvorstandsmitglied Christian
Haase sprach sich indes gegen eine Verschiebung
des Parteitags aus. „Ich finde, wir haben ein gutes
Hygienekonzept, sodass der Parteitag durchge-
führt werden sollte“, sagte Haase der Nachrich-
tenagentur Reuters am Sonntag. „Wir veranstal-
ten ja keine Feier.“ Alternativ sei auch eine Ver-
legung denkbar: „Ich könnte mir auch vorstellen,
den Ort zum Beispiel in die Arena auf Schalke zu
wechseln.“ In der CDU kursierten zudem Pläne,
die 1001 Delegierten aufzusplitten und in acht bis
zehn Hallen über Deutschland zu verteilen. 
Heike Anger

Steigende Corona-Zahlen

Streit um 
CDU-Parteitag

Wir müssen an den 
Regeln der Sozia-

len Marktwirt-
schaft  

festhalten. Wir  
erwecken immer 

mehr den Ein-
druck, dass 

planwirtschaft liche 
Modelle die  

Lösung sind.

Carsten Linnemann
Chef des Unions- 
Wirtschaftsflügels
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